
 

 
  

- 2 - 

BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 13 R 463/12 B 
 
L 2 R 465/10 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 2 R 271/07 (SG Braunschweig) 
 
 
 
………………………….., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………………, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 18. Januar 2013 durch den 

Richter   G a s s e r    als Vorsitzenden sowie den Richter   K a l t e n s t e i n    und die 

Richterin   Dr.  O p p e r m a n n  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss 

des Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 1. November 2012 wird als 

unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine 

außergerichtlichen Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Beschluss vom 1.11.2012 hat das LSG Niedersachsen-Bremen einen Anspruch der 

Klägerin auf Rente wegen voller Erwerbsminderung ab 1.6.2006 verneint. 

 

Die gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Beschluss eingelegte Beschwerde ist un-

zulässig. Die Begründung genügt nicht den gesetzlichen Anforderungen, weil der allein geltend 

gemachte Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache nicht 

ordnungsgemäß dargelegt worden ist (§ 160 Abs 2 Nr 1 iVm § 160a Abs 2 S 3 SGG). 

 

Grundsätzliche Bedeutung hat eine Rechtssache iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG nur dann, wenn 

sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit 

oder Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. 

Der Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichti-

gung der höchstrichterlichen Rechtsprechung aufzeigen, welche Fragen sich stellen, dass 

diese noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der 

Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte 

Revisionsverfahren eine derartige Klärung erwarten lässt (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 17 und 

§ 160a Nr 7, 11, 13, 31, 39, 59, 65). 

 

Um seiner Darlegungspflicht zu genügen, muss ein Beschwerdeführer mithin eine Rechtsfrage, 

ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entscheidungserheb-

lichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm angestrebten Ent-

scheidung (sog Breitenwirkung) darlegen (vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN). Die-

sen Anforderungen wird die vorliegende Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Die Beschwerdebegründung wird schon dem ersten Erfordernis nicht gerecht. Die Klägerin hat 

keine abstrakte Rechtsfrage zu einer revisiblen Norm (§ 162 SGG) dargelegt. Obwohl sie aus-

drücklich die "grundsätzliche Bedeutung" der Rechtssache geltend macht, hat sie in der Be-

schwerdeschrift keine Rechtsfrage grundsätzlicher Art formuliert, die im angestrebten 

Revisionsverfahren klärungsfähig sein könnte. 

 

Es ist nicht Aufgabe des BSG, die erforderliche grundsätzliche Rechtsfrage aus dem Aktenma-

terial selbst herauszusuchen. Vielmehr muss die Beschwerdebegründung den Senat in die 

Lage versetzen, sich ohne Studium der Gerichts- und Verwaltungsakten allein aufgrund des 

klägerischen Vortrags ein Bild über den Sach- und Streitstand sowie die tatsächlichen und 

rechtlichen Streitpunkte zu machen (stRspr, vgl zB Senatsbeschluss vom 26.6.2006 - B 13 R 

153/06 B - Juris RdNr 9; vom 29.8.2012 - B 13 R 201/12 B - RdNr 6). 
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Die Klägerin meint, die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache daraus herleiten zu können, 

dass für einen Anspruch auf Erwerbsminderungsrente "in Härtefällen auf Grund des Sozial-

staatsprinzips auch zwischenzeitliche Veränderungen des Gesundheitszustands, die 

nachträglich eintreten, zu berücksichtigen sind". Dies habe das LSG nicht beachtet, obwohl sich 

der Gesundheitszustand der Klägerin ab April 2004 eindeutig verschlechtert habe. 

 

Mit diesem Vortrag trägt die Klägerin die Unrichtigkeit der angegriffenen 

Berufungsentscheidung vor, die mit der Nichtzulassungsbeschwerde jedoch nicht gerügt 

werden kann (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 7). 

 

Soweit sie auch der Beweiswürdigung des LSG nicht zu folgen vermag, kann sie mit diesem 

Vortrag von vornherein nicht gehört werden. Nach dem ausdrücklichen Wortlaut von § 160 

Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann die Nichtzulassungsbeschwerde nicht auf eine Verletzung von 

§ 128 Abs 1 S 1 SGG (Grundsatz der freien Beweiswürdigung) gestützt werden. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen 

Beschwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 S 2 und 3 SGG durch 

Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung von § 193 SGG. 
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